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V E R A N S T A L T U N G S B E I T R A G  

 

Menschenwürde als reine Farce? 

OB EMBRYONALE STAMMZELLENFORSCHUNG GEGEN JEDE ETHIK VERSTÖßT, IST 

IMMER NOCH UMSTRITTEN

Letztlich kann es keiner entscheiden. Ju-

risten können nicht beurteilen, wann 

menschliches Leben genau beginnt. Na-

turwissenschaftler können nicht beant-

worten, ab wann menschliches Leben ju-

ristisch geschützt werden soll. Seit Jahren 

schwelt die Debatte um die Forschung an 

embryonalen Stammzellen und noch im-

mer streiten sich Politiker, Wissenschaft-

ler und Philosophen quer durch alle politi-

schen Lager um die Frage, wann der 

Schutz des ungeborenen Lebens beginnen 

sollte. 

Auch bei dem Parteitag der CDU in Hanno-

ver in der kommenden Woche soll über die 

ethische Problematik diskutiert werden. Im 

angekündigten Grundsatzprogramm der 

CDU, das am Wochenende bei den Beratun-

gen im Zentrum stehen soll, wird bisher le-

diglich die Bioethik allgemein angesprochen. 

Für viele ist die Frage der embryonalen 

Stammzellenforschung intensiv mit wichti-

gen ethischen Grundlagen der Gesellschaft 

und Rechtsordnung verknüpft. So argumen-

tierte der ehemalige Richter am Bundesver-

fassungsgericht, Ernst-Wolfgang Böckenför-

de, am Mittwoch in Freiburg bei einer Ver-

anstaltung der Konrad-Adenauer-Stiftung 

und der Organisation "Donum Vitae" . "Die 

Menschenwürde gerät zur reinen Farce, 

wenn sie nicht vom Ausgangspunkt der 

menschlichen Existenz an gilt" , sagte er. 

Dieser Ausgangspunkt liegt für ihn zweifel-

los — und er beruft sich dabei auf naturwis-

senschaftliche Erkenntnisse — in der Be-

fruchtung. "Später gibt es in der Entwick-

lung des Embryos keinen natürlichen quali-

tativen Sprung mehr, bei dem man sagen 

könnte, jetzt ist er ein Mensch." Der CDU-

Forschungspolitiker Michael Kretschmer 

sieht das anders: "Wenn man im Biologie-

unterricht aufgepasst hat, weiß man, dass 

es den Big Bang der Existenz nicht gibt. Ein 

Zellkonstrukt von 4,8 oder 16 Zellen muss 

man doch anders bewerten als einen leben-

den Menschen." Er beantwortet die Frage 

der Ethik für sich von der anderen Seite: Mit 

dem Ziel "Leiden zu lindern" sollte die For-

schung an embryonalen Stammzellen mög-

lich sein. "Es geht ja nicht darum, Embryo-

nen zu töten, das ist und bleibt verboten, 

sondern nur darum, neue und saubere 

Stammzelllinien zu importieren." In 

Deutschland dürfen bisher nur Zellen einge-

führt werden, die vor dem 1. Januar 2002 

gewonnen wurden (Stichtagsregelung). 

Die neuesten Ergebnisse aus Japan und den 

USA, Ländern ohne Stichtagsregelungen, 

zeigten gerade, dass es notwendig und loh-

nenswert sei, entsprechende Forschungen 

voranzutreiben, so Kretschmer. Es sei wich-

tig zu überprüfen, ob die reprogrammierten 

Hautzellen überhaupt wie "echte" Stamm-

zellen funktionierten — und dazu brauche 

man das Original. 

Auch die forschungspolitische Sprecherin 

von CDU/CSU Ilse Aigner ist dieser Ansicht. 

"Ich hoffe, dass man jetzt Forschungen 

betreiben kann und es langfristig nicht mehr 

notwendig sein wird auf menschliche emb-

ryonale Stammzellen zurückzugreifen" , 

sagt sie und spricht sich für eine Verlegung 

des Stichtages aus. 

Ob das Thema beim bevorstehenden Bun-

desparteitag diskutiert wird, weiß sie nicht. 

"Aber letztlich wird die Frage an die Bundes-

tagsfraktion zurückverwiesen." Und auch in 
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dem Punkt sind sich Aigner und Kretschmer 

einig: zum Embryonenschutzgesetz wird es 

keine Fraktionsanweisung geben. "Das muss 

jeder mit seinem Gewissen vereinbaren." 

Für Ernst-Wolfgang Böckenförde steht bei 

einer solchen Gewissensentscheidung sogar 

fest: "Angenommen, man sagt einem Pati-

enten, dass für diese Heilung ein menschli-

ches Wesen getötet werden soll, das sich in 

einem Stadium befindet, das er selbst einst 

durchlaufen hat — das wird jeder todkranke 

Patient einsehen, dass das nicht sein kann." 

 

Erschienen in der Badischen Zeitung vom 

30.November 
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R E D E  

 

Anerkennung von Menschenwür-
de und Lebensrecht - am Anfang 
und am Ende des Lebens 

AUFRISS DER PROBLEME  

Wir erleben gegenwärtig eine vermehrte 

Diskussion um die Menschenwürde, ihre 

Achtung, ihre Reichweite und ihre Bedro-

hung. Ich nenne die Stichworte: verbrau-

chende Embryonenforschung, aktive Ster-

behilfe in den Niederlanden und in Bel-

gien, die schweizerische Organisation 

Dignitas, die Misshandlung und Erniedri-

gung Gefangener (Guatanamo), die er-

schreckend hohe Zahl von Schwanger-

schaftsabbrüchen. 

Warum ist das Thema Menschenwürde auf 

einmal so aktuell? Sind es neue Herausfor-

derungen, die auf Antwort harren; ist es ei-

ne gewachsene Sensibilität für die Men-

schenwürde oder sind es relativierende An-

passungen? Ist die Menschenwürde auf dem 

Rückzug, bleibt sie unantastbar oder ist sie 

vielfach angetastet? 

Ich gliedere meinen Vortrag in zwei Ab-

schnitte. Im ersten geht es um Charakter 

und Inhalt der Menschenwürdegarantie und 

des Lebensrechts, in einem längeren zwei-

ten Abschnitt um Problemfelder im Hinblick 

auf die Unantastbarkeit, von Menschenwür-

de und Lebensrecht und deren Achtung am 

Beginn und Ende des Lebens. Ich spreche 

hierzu vornehmlich als Jurist, wohl wissend, 

dass die Fragen und Probleme auch zugleich 

einen ethisch-philosophischen und theologi-

schen Bezug haben. 

A. CHARAKTER UND INHALT VON 

MENSCHENWÜRDEGARANTIE UND 

LEBENSRECHT 

Ausgangspunkt ist Artikel 1 Absatz 1 des 

Grundgesetzes. Er ist Teil der Verfassung 

als Rechtsdokument, die einen normativen 

Geltungsanspruch erhebt, nicht nur ein Vor-

spruch ohne rechtliche Verbindlichkeit. Er 

lautet: Die Würde des Menschen ist unan-

tastbar. Sie zu achten und zu schützen ist 

Verpflichtung aller staatlichen Gewalt. 

I. Die Beratungen und Entscheidungen im 

Parlamentarischen Rat 

Warum kam der Artikel 1 Absatz 1 ins 

Grundgesetz? Es gab dafür einen spezifi-

schen Grund: Die Erinnerung an die bitteren 

und schrecklichen Erfahrungen der NS-Zeit, 

die Menschenverachtung und tausendfache 

vom Staat getragene Verletzung der Men-

schenwürde, die Deportationen, die gezielte 

Erniedrigung und Vernichtung von Men-

schen wegen ihrer Rasse oder Nationalität, 

die Behandlung von Menschen als disponib-

les Material. Anstelle dessen sollte eine an-

dere und neue Ordnung treten, eine Ord-

nung, die eine Absicherung gegen eine Wie-

derkehr des erfahrenen Unrechts und 

Machtmissbrauchs enthält. Deshalb ent-

schloss man sich zu einer neuartigen Ver-

bürgung, dem Achtungsgebot der Men-

schenwürde, ergänzt durch das Recht auf 

Leben, das bislang in den Grundrechtskata-

logen der Verfassung nicht aufgeführt wur-

de, weil es eher als selbstverständlich vor-

ausgesetzt wurde.i Der Parlamentarische Rat 

bleibt aber nicht bei einer allgemeinen Pro-

klamation der Menschenwürde in einer Prä-

ambel stehen; so war es in der allgemeinen 

Erklärung der Menschenrechte von 1948 

geschehen, deren Entwurf im Parlamentari-
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schen Rat bekannt war.ii Man geht darüber 

hinaus. Die Anerkennung und Achtung der 

Menschenwürde soll das normative Funda-

ment der neuen staatlichen Ordnung sein. 

Das wird ganz deutlich im Satz 2, der die 

Verpflichtung aller staatlichen Gewalt zur 

Achtung und zum Schutz der Menschenwür-

de festlegt. Sie soll die verbindliche Grund-

lage allen staatlichen Handels sein und 

ebenso für das Zusammenleben in der Ge-

sellschaft gelten, das vom Staat geordnet 

wird.iii Sie bedeutet die Anerkennung und 

Achtung jedes Menschen als Subjekt, als 

Träger grundlegender Rechte, insbesondere 

des Rechts auf Leben und der Freiheit zu 

verantwortlichem Handeln. 

Dies ist die bleibende Vorgabe, die nicht zur 

Disposition der staatlichen Gewalt, sei es in 

Gesetzgebung, Verwaltung oder Rechtspre-

chung, steht. 

II. Der nähere Inhalt der Menschenwür-

degarantie 

1. Was bedeutet nun die Menschenwürdega-

rantie als Rechtsbegriff und Teil unserer 

rechtlichen Ordnung? Hierzu bedarf es, wie 

bei jedem Rechtsbegriff, einer näheren Prä-

zisierung und Umgrenzung, damit er in der 

Praxis des Rechtslebens handhabbar ist, 

von ihm konkrete Wirkungen im Sinne eines 

Gebots oder Verbots ausgehen können, er 

sich also nicht in einem allgemeinen Appell 

verliert. Das ist nicht so einfach wie es zu-

nächst den Anschein hat. Der Begriff der 

Menschenwürde hat ja keine eigene Rechts-

tradition, als normativ verbindlicher Rechts-

begriff wird er erstmals im Grundgesetz ge-

braucht. 

In der gegenwärtigen Diskussion heißt es 

zuweilen, der Begriff sei eine Leerformel, in 

jeder das hineinlesen könne, was er aus ihr 

herauslesen wolle. Das ist gewiss zu weit 

gegriffen. Fraglos aber ist der Begriff der 

Menschenwürde ein sog. Offener Begriff, 

der zwar einen festen Kern hat, aber dar-

über hinaus in seinem Inhalt durchaus vari-

abel und verschieden bestimmt werden 

kann. Woher sind dann aber die Kriterien zu 

gewinnen, nach denen der Kern des Men-

schenwürdebegriffs von seinem offenen 

Begriffshof abgegrenzt werden kann? Ent-

scheidend ist, dass der Begriff der Men-

schenwürde einen geistesgeschichtlich-

philosophischen Gehalt hat. 

Als solcher stand er auch den Vätern und 

Müttern des Grundgesetzes im Parlamenta-

rischen Rat vor Augen. Die Frage ist, wie 

weit dieser geistesgeschichtlich-

philosophische Gehalt bei der Konstituierung 

des Menschenwürdebegriffs als Rechtsbeg-

riff ins Recht übernommen worden und wie 

er in Recht umsetzbar ist. 

2. Fragen wir nach den relevanten Vorstel-

lungen im Parlamentarischen Rat über 

Grundlage und Gehalt der Menschenwürde, 

so zeigen sich dort im wesentlichen zwei 

Vorstellungen über Wurzel und Gehalt der 

Menschenwürde.iv Die eine Vorstellung sah 

die Grundlage der Menschenwürde in der 

Gottebenbildlichkeit des Menschen, wie sie 

im Schöpfungsbericht des Alten Testaments 

(Gen. 1,26) niedergelegt ist: Und Gott schuf 

den Menschen nach seinem Bild und Gleich-

nis; als Mann und Frau erschuf er sie. Dar-

aus folgt die unverlierbare Subjektstellung 

des Menschen, eben weil er als Gottes 

Ebenbild geschaffen und so von ihm ange-

nommen ist. Die andere Vorstellung war im 

Humanismus, im Denken und der Philoso-

phie der Aufklärung, insbesondere Immanu-

el Kants fundiert. Die Würde des Menschen 

gründet in seiner Vernunftbegabung und 

Freiheitsnatur, die angelegt ist auf selbstbe-

stimmtes, eigenverantwortliches Handeln 

und nur den Menschen auszeichnet. 

Zwischen diesen beiden Vorstellungen be-

steht zwar nicht eine absolute, aber doch 

eine relativ weitgehende Konvergenz. Ge-

mäß dieser Konvergenz lässt sich der nor-

mative Gehalt der Menschenwürdegarantie, 

das was ihren Kern ausmacht und verbindli-

ches Fundament der staatlichen Ordnung 

sein soll, durchaus ermitteln. Er ist auch als 

solcher, soweit ich sehe, kaum umstritten. 

Dieser normative Gehalt lässt sich in drei 

Punkten genauer kennzeichnen. 

a) Die Anerkennung der Subjektstellung ei-

nes jeden Menschen. Der Mensch ist "Zweck 

an sich selbst" um eine Formulierung Kants 

zu gebrauchen.v Sein Dasein ist, um das 
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Bundesverfassungsgericht zu zitieren "Da-

sein um seiner selbst willen". Niemals darf 

der Mensch lediglich Objekt sein, er ist ge-

schützt gegen Erniedrigung und totale 

Verzweckung. Er hat, von Grund auf, ein 

Recht auf Rechte. 

b) Aus der Unantastbarkeit der Menschen-

würde und der Achtungs- und Schutzpflicht, 

die Satz 2 des Art. 1 Abs. 1 festlegt, ergibt 

sich das, was die Juristen "Abwägungsresis-

tenz"vi nennen. Die Achtung der Menschen-

würde ist mehr als nur ein Gesichtspunkt 

oder Faktor, der bei der Gestaltung der 

Rechtsordnung zu berücksichtigen ist, aber 

auch gegenüber anderen gewichtigen Fakto-

ren möglicherweise zurücktreten kann; sie 

ist vielmehr das unabdingbare Fundament, 

das stets zu beachten, nicht einschränkbar 

und nicht aufgebbar ist.vii

3. Die nähere Konkretisierung und Bestim-

mung dieses normativen Gehalts erfolgt von 

den Verletzungshandlungen her. Nicht auf 

eine positive Entfaltung und entsprechende 

Ableitungen kommt es an, die dann leicht 

der Menschenwürdegarantie alles zurech-

nen, was mit der Menschenwürde in Über-

einstimmung steht, sondern auf Verletzun-

gen, die als solche eine Evidenz aufweisen. 

Es ist ähnlich wie bei der Gerechtigkeit. Das 

Bemühen, sie positiv zu bestimmen, führt 

leicht zu unterschiedlichen Auffassungen 

und streitigen Diskussionen, schließlich in 

ein bloßes Dafürhalten. Schnelle Überein-

stimmung lässt sich indes über elementares 

Unrecht erzielen, über das, was der Gerech-

tigkeit jedenfalls eindeutig widerspricht. 

Wird der Inhalt der Menschenwürdegarantie 

so von den Verletzungen her näher be-

stimmt, kommt es darauf an, sich auf ele-

mentare Verletzungen auszurichten und da-

bei zu verbleiben. Das steht in Zusammen-

hang mit der Bewahrung des Kerngehalts. 

Denn nur für den Kerngehalt, nicht auch für 

offene Entwicklungen und Ausdeutungen, 

kann die gewollte Unantastbarkeit ernsthaft 

in Anspruch genommen werden. Andernfalls 

zerspringt die Menschenwürdegarantie in 

ihrer Realisierbarkeit. 

Die zu Recht kritisierte Ausweitung der 

Menschenwürdegarantie in vielfache kleine 

Münze macht ihre Relativierung unumgäng-

lich. 

B. PROBLEME VON MENSCHENWÜR-

DEGARANTIE UND LEBENSRECHT 

HIER UND HEUTE  

Nach diesen grundsätzlichen Überlegungen 

wende ich mich den Problemen von Men-

schenwürdegarantie und Lebensrecht hier 

und heute zu. Dabei möchte ich zwei Prob-

lemkreise herausgreifen und mich darauf 

beschränken: Die Anerkennung und Ach-

tung von Menschenwürde und Lebensrecht 

am Anfang und am Ende des Lebens. 

I. Menschenwürde und Lebensrecht am 

Anfang des Lebens 

Die Hauptfrage, an der sich im Grunde alles 

weitere entscheidet, liegt hier darin, wie 

weit sich die Garantie von Menschenwürde 

und Lebensrecht auch auf den Embryo er-

streckt. Hierzu gibt es, wie bekannt, eine 

lebhafte und überwiegend streitige Diskus-

sion. Nicht selten wird diese Diskussion mit 

einem fragwürdigen und falschen Aus-

gangspunkt geführt. Kann denn, so heißt es 

nicht selten von Seiten der Naturwissen-

schaften, ein Vier- oder Sechzehnzeller nach 

seinem biologischen Befund schon als 

Mensch angesehen werden, kann er etwa 

Personwürde haben? 

Dies erscheine vom empirischen Befund her 

eher als widersinnig. Ab wann solche biolo-

gische Entität als Mensch anzusehen und zu 

behandeln sei, sei – wie es der frühere Prä-

sident der Max-Planck-Gesellschaft, Profes-

sor Hubert Markl, formuliert hat – eine kul-

turelle Zuschreibung kraft menschlicher 

Setzung.viii Hierzu darf ich mich auf ein Dik-

tum der früheren Präsidentin des Bundes-

verfassungsgerichts, Professor Dr. Limbach 

berufen. "Die Rechtswissenschaft, sagt sie, 

ist nicht kompetent, die Frage zu beantwor-

ten, wann menschliches Leben beginnt"; 

"die Naturwissenschaft ist aufgrund ihrer 

Erkenntnisse nicht in der Lage, die Frage zu 

beantworten, ab wann menschliches Leben 

unter den Schutz der Verfassung gestellt 

werden soll."ix
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1. Will man insoweit zu rational begründe-

ten, aus sich einleuchtenden Ergebnissen 

kommen, kann das nur geschehen, wenn 

man vom lebenden Menschen, etwa uns al-

len, wie wir hier im Saal sitzen, ausgeht. Es 

ist unstreitig, dass wir alle hier, dass jeder 

geborene Mensch Träger der Menschenwür-

de ist. Die entscheidende Frage ist, wie weit 

muss sich diese Anerkennung und Träger-

schaft der Menschenwürde in den Lebens-

prozess jedes Menschen hinein erstrecken, 

damit sie wahr bleibt und nicht zur Farce 

wird. Soll sie wahr bleiben, kann sie nicht 

erst ab einer bestimmten Stufe im individu-

ellen Lebensprozess, etwa der Nidation, der 

Ausbildung der Hirnrinde oder der Geburt 

gelten, sondern von Beginn an, dem Aus-

gangspunkt der eigenen Existenz.x Nur dann 

ist auch der "Zweck an sich selbst" für den 

Menschen gewahrt. 

Der erste Beginn des eigenen Lebens eines 

jeden Menschen liegt aber in der Befruch-

tung, nicht erst später. Durch sie bildet sich 

nicht nur eine neue Art menschliches Leben, 

das auch schon in der Samenzelle vorhan-

den ist, sondern ein neues und eigenständi-

ges menschliches Lebewesen. Dieses Lebe-

wesen, so winzig es in seinen Anfängen 

noch sein mag, ist durch die Zusammenfü-

gung eines so und nicht anders bestimmten 

Chromosomensatzes unverwechselbar ge-

kennzeichnet; darin liegt – naturwissen-

schaftlich unbestritten – das biologische 

Fundament des einzelnen Menschen. Der 

genetische Code ist festgelegt, und ebenso 

sind die physischen und geistigen Anlagen 

und das Entwicklungspotential bereits 

grundgelegt; sie sind im weiteren Lebens-

prozess allerdings auf ihre Entfaltung ver-

wiesen, die zunächst entscheidender müt-

terlicher Hilfe bedarf und der sich auch Hin-

dernisse entgegenstellen können, aber sie 

entstehen nicht irgendwann neu.xi Der Emb-

ryo wird nicht erst irgendwann zum Men-

schen, sondern entwickelt sich als dieser 

Mensch in bleibender Identität und Kontinui-

tät. Das Programm der Entwicklung ist be-

reits vorhanden, bedarf nicht mehr einer 

Vervollständigung; es entfaltet sich im Zuge 

des Lebensprozesses ungeachtet unent-

behrlicher mütterlicher Hilfe nach Maßgabe 

eigener Organisation. Dies wird nicht zuletzt 

durch die Willkürlichkeit aller späteren Zeit-

punkte, die für den Wechsel vom Embryo 

zum Menschen geltend gemacht werden, 

bestätigt. Warum soll es gerade die Nidati-

on, die Ausbildung der Hirnrinde, die begin-

nende Bewegung im Mutterleib, die Geburt, 

die Fähigkeit Schmerz zu empfinden sein? 

Die Beliebigkeit, die hier obwaltet, ist offen-

kundig. 

2. Wenn mithin der Embryo von der verfas-

sungsrechtlichen Anerkennung der Men-

schenwürde und dem damit verbundenen 

Achtungs- und Schutzgebot umgriffen wird, 

stellt sich die Frage nach den Folgewirkun-

gen. Ich möchte zwei Hauptpunkte heraus-

greifen, das Instrumentalisierungsverbot 

und das Recht auf Leben.  

a) Das Instrumentalisierungsverbot ist nur 

die Kehrseite der Anerkennung auch des 

Embryos als Zweck an sich selbst. Von die-

sem Verbot wird die verbrauchende Embry-

onenforschung ergriffen. Hier wird der Emb-

ryo nur hergestellt zum Zweck seines 

Verbrauchs, das heißt seiner Tötung, um 

daraus Stammzellen zu gewinnen. Er wird 

voll instrumentalisiert. Steht dem aber nicht 

das Ziel, das die verbrauchende Embryo-

nenforschung verfolgt, nämlich Erkenntnisse 

zur Heilung von schweren Krankheiten zu 

gewinnen, entgegen? Dieses Heilungsziel ist 

indes, was oft übersehen wird, durchaus 

ungewiss. Es sind nur Erwartungen, die sich 

mit der Stammzellenforschung verbinden, 

dass sich daraus vielleicht Erkenntnisse für 

Heilungsmöglichkeiten ergeben können. 

Können solche Erwartungen die Tötung ei-

nes Embryos, der ja nichts anderes ist als 

ein individueller Mensch in dem frühesten 

Stadium seiner Entwicklung, rechtfertigen? 

Dass das nicht angeht, lässt sich, so meine 

ich, auch einem Muskovizidose-Patienten 

vermitteln. Die Argumentation wäre folgen-

de: Gewiss soll und muss alles getan wer-

den, um Wege zu finden, deine schwere 

Krankheit zu heilen. Aber du selbst bist mal 

ein winziger Embryo gewesen vor wie auch 

nach der Nidation. Und das kann doch nicht 

sein, dass du hättest beseitigt werden kön-

nen, ja dass ein Recht bestände, dich zu 

beseitigen, um auf diesem Weg vielleicht 

einmal irgendwelche Heilmittel zu entde-

cken. 
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An diesem Verbot, weil es auf prinzipielle 

Erwägungen beruht, festzuhalten, ist daher 

weder unbarmherzig noch auch unnütz. Es 

wirkt nicht zuletzt als Antrieb zu neuen For-

schungen, pluripotente Zellen auf andere 

Weise als durch Tötung von Embryonen zu 

gewinnen. Wie schnell die Forschung hier 

voranschreiten kann, erleben wir gerade in 

diesen Tagen anhand der Nachrichten, dass 

an zwei verschiedenen Orten aus adulten 

Mäusezellen pluripotente Zellen rückentwi-

ckelt wurden. 

In gleicher Weise unterfällt die Selektion 

dem Instrumentalisierungsverbot. Bei der 

Selektion geht es nicht mehr um den Men-

schen als solchen, der im Wege künstlicher 

Befruchtung zum Leben kommt. Er wird 

nicht um seiner selbst willen, als Zweck an 

sich selbst gewollt und anerkannt, sondern 

nur dann, wenn er über bestimmte Eigen-

schaften und Qualitäten verfügt, mögen sie 

im Geschlecht, in der Hautfarbe, in der In-

telligenz oder der Gesundheit liegen. Nur 

dann ist hiernach der Embryo (als Mensch in 

nuce) wert zu existieren und sich zu entfal-

ten. Eben deshalb ist nach meiner Auffas-

sung auch die Präimplantationsdiagnostik 

nicht zu rechtfertigen.xii  

b) Das Recht auf Leben wird getragen von 

der Menschenwürde, es ist ein fundamenta-

les Folgerecht aus der Menschenwürde, dem 

Dasein um seiner selbst willen. Es kommt 

daher auch dem Embryo zu,xiii aber es ist 

mit der Menschenwürde nicht identisch, was 

in der Diskussion oft nicht hinreichend aus-

einander gehalten wird. 

Das Lebensrecht ist nämlich, wiewohl in der 

Menschenwürde begründet, nicht absolut 

und auch nicht "unantastbar". In bestimm-

ten Grenzfällen ist es einschränkbar oder 

auch aufhebbar. Das bestätigt nicht nur Art. 

2 Abs. 2 des Grundgesetzes, der dem Recht 

auf Leben einen Gesetzesvorbehalt beifügt, 

sondern auch die Rechtsund Lebenswirk-

lichkeit. Denken wir an den Fall der Notwehr 

oder der Nothilfe, bei dem auch die Tötung 

eines Menschen gerechtfertigt sein kann, an 

den sog. Finalen Rettungsschuss zur Ab-

wehr eines lebensbedrohenden Angriffs, an 

den Soldaten im Kriegseinsatz, an den zu-

weilen lebensgefährdenden Einsatz von Poli-

zeikräften und Feuerwehr. Jedoch bestehen, 

wie die angeführten Beispiele zeigen, für die 

Einschränkungen und Eingriffe in das Le-

bensrecht, sehr enge Grenzen. Es muss sich 

um wirklich existentielle Konfliktlagen han-

deln, es müssen andere, weniger eingrei-

fende Möglichkeiten zur Lösung des Kon-

flikts fehlen und es muss stets die Verhält-

nismäßigkeit gewahrt sein. 

Wendet man diese Grundsätze auf das Ab-

treibungsproblem an, gibt es eigentlich nur 

zwei Gründe, die einen Schwangerschafts-

abbruch rechtfertigen können: Wenn Leben 

gegen Leben steht, der Bereich der sog. vi-

talmedizinischen Indikation, und wenn für 

die Frau und Mutter die zumutbare Opfer-

grenze, d. h. das erwartbare Maß an Aufop-

ferung existentieller Lebenswerte durch die 

Annahme und das Austragen des Kindes 

überschritten wird. So gesehen ist die ge-

genwärtige Rechtslage zum Schwanger-

schaftsabbruch denkbar unbefriedigend. Im 

§ 218 a Abs. 2 StGB ist die medizinische 

Indikation im Sinne auch einer psychosozia-

len Indikation so weit umschrieben, dass 

dadurch in der praktischen Handhabung 

weit mehr als nur existentielle Konfliktfälle 

aus der Einheit in Zweiheit von Mutter und 

Kind abgedeckt werden und insbes. die dar-

in untergeschlüpfte embryopathische Indi-

kation völlig ausufert. Umso wichtiger ist die 

verdienstvolle Arbeit der Vereinigung Do-

num vitae, durch die Beratung von Frauen 

im Schwangerschaftskonflikt im Sinne der 

Erhaltung des Lebens der ungeborenen Kin-

der zu wirken. 

II. 

Probleme von Menschenwürdegarantie 

und Lebensrecht am Lebensende 

Als Ausgangspunkt gilt der Grundsatz, das 

Lebensrecht jedes Menschen, getragen von 

der Menschenwürde, besteht bis zum Le-

bensende. Dies findet seinen Niederschlag 

im generellen Tötungsverbot und der Pflicht 

des Arztes zur Krankheitsheilung und Le-

benserhaltung. Wie weit ist darin auch das 

Aufhalten des natürlichen Lebensendes ein-

geschlossen? Im Hinblick auf die gegenwär-

tige Diskussion ergeben sich vor allem zwei 

Fragen. 
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Zum einen: Kann die Pflicht zur Lebenser-

haltung mit dem Würdeanspruch in Konflikt 

geraten, gibt es ein Recht auf Sterben in 

Würde und wann setzt es ein? Zum andern: 

Besteht neben dem Lebensrecht auch eine 

Lebenspflicht oder besteht ein Verfügungs-

recht, sei es des Patienten, des Kranken 

oder jedes Menschen über das eigene Le-

ben? Wenn ja, in welchem Umfang, unter 

welchen Bedingungen, ab wann und in wel-

chem Verhältnis steht es zur Würde des 

Menschen? 

Nach dieser allgemeinen Erläuterung möch-

te ich drei Fragenkreise herausgreifen: 

Sterbebegleitung, Patientenverfügung und 

Sterbehilfe. 

1. Sterbebegleitung: 

Sterbebegleitung meint ein Anrecht auf eine 

Begleitung in der letzten Lebensphase zum 

Tod hin, die mehr ist als medizinische Ver-

sorgung oder bloße Verwahrung. Sie steht 

in Beziehung zur Anerkennung und Achtung 

der menschlichen Würde und beinhaltet eine 

Hilfe zum Sterben in Würde. Nicht von der 

Hand eines Dritten, sondern an dessen 

Hand soll der Mensch sterben, wie es Bun-

despräsident Köhler eindrucksvoll formuliert 

hat. In diesen Zusammenhang gehört die 

Leistung und das Engagement der Hospiz-

bewegung, die seit einigen Jahren im Wach-

sen begriffen ist, und ebenso die Palliativ-

medizin, die dringend der Unterstützung 

und Erweiterung bedarf. Sie stellt die Frage, 

wann dürfen Menschen und wie dürfen Men-

schen sterben, und sie sucht zu klären, 

wann Lebensverlängerung, die für den Arzt 

geboten ist, in eine Sterbeverlängerung, die 

keineswegs geboten ist, umschlägt.xiv Ich 

habe eben bewusst von einem Anrecht auf 

Sterbebegleitung gesprochen. Ein solches 

Anrecht ist nicht auch schon ein rechtsförm-

licher Anspruch. Solche Sterbebegleitung ist 

eine Solidarleistung von Angehörigen und 

auch der Gesellschaft, sie ist vielfach ver-

wiesen auf ehrenamtliche und freiwillige Tä-

tigkeit als Ausdruck eines solidarischen Mit-

einanders. Ein rechtsförmiger Anspruch auf 

Sterbebegleitung scheitert an den Grenzen 

der Inpflichtnahme zu Solidarleistungen. 

Eine solche Inpflichtnahme, soweit sie über-

haupt möglich ist, trifft auf die eigenen 

Rechte und Belange der Angehörigen und 

Mitmenschen, trifft auf Opfergrenzen, die 

nicht überschritten werden können, und un-

terliegt generell einer Verhältnismäßigkeit. 

Zieht man die demographische Entwicklung 

in Betracht, kommt hier in der voraussehba-

ren Zukunft eine große Herausforderung auf 

uns zu. Der Umfang angezeigter und erhoff-

ter Sterbebegleitung wird stetig zunehmen, 

die verfügbaren personalen Kräfte sowohl 

der mittleren und auch bald der älteren Ge-

neration, selbst jenseits der Arbeitswelt, 

werden abnehmen. 

2. Patientenverfügung 

Die Aktualität der Patientenverfügung hat 

ihren hauptsächlichen Grund in ungeheuren 

Möglichkeiten der Apparatemedizin zur Le-

bensverlängerung sowohl bei tödlichen 

Krankheiten wie auch Krankheiten ohne 

Heilungsmöglichkeit. Angesichts dieser Mög-

lichkeiten stellt sich nicht selten die Frage, 

ob hier noch ein sinngetragenes Leben ge-

geben ist oder nur noch ein Vegetieren ohne 

Sinn. Der ursprüngliche Anstoß zu Patien-

tenverfügungen war so die Begrenzung me-

dizinischtechnisch möglicher Lebensverlän-

gerung, getragen von der Annahme des 

Sterbens bei einer tödlichen oder nicht mehr 

heilbaren Krankheit. Inzwischen gehen Pati-

entenverfügungen in ihrer Zielsetzung dar-

über hinaus, sie erscheinen auch als Weg 

der Öffnung einer Tür zur Verfügung über 

das Leben in besonderen Situationen. 

a) Bei der Patientenverfügung stellen sich 

drei zentrale Probleme: ihre Reichweite, die 

Zeitbezogenheit und die Form. Im Blick auf 

die Reichweite kommt es darauf an, worauf 

sich der Geltungsanspruch einer Patienten-

verfügung erstreckt. Gilt sie nur im Fall ei-

ner tödlichen Krankheit ohne Heilungschan-

ce, gilt sie auch im Falle anderer schwerer 

und quälend schmerzhafter Krankheit, oder 

gilt sie generell, auch wenn der Patient zum 

Ausdruck bringt: Ich will nicht mehr? 

Hinsichtlich der Zeitbezogenheit stellt sich 

die Frage: Gilt eine Patientenverfügung auf 

Dauer, oder bedarf sie einer Erneuerung 
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bzw. Bestätigung in zeitlichen Abständen? 

Wie weit kann auf die Fortdauer eines vor-

herigen Willens, der ohne persönliche Be-

troffenheit geäußert wurde, in einer konkre-

ten Situation geschlossen werden? Willens-

äußerungen sind immer auch situationsbe-

zogen, Auffassungen und Einstellungen kön-

nen sich im Laufe der Zeit ändern. Bedarf es 

also einer Bestätigung oder Erneuerung in 

bestimmten Zeitabständen, etwa von drei, 

fünf oder zehn Jahren? Immer geht es ja 

darum, auf den mutmaßlichen Willen des 

Patienten rückzuschließen, wenn er selbst 

seinen wirklichen Willen aktuell nicht mehr 

äußern kann. Das betrifft insbesondere An-

gehörige, Betreuer und Ärzte. Kann der Pa-

tient in einer bestimmten Krankheits- oder 

Unfallsituation seinen selbst gebildeten Wil-

len äußern, ist dieser ohnehin verbindlich.xv 

Was die Form angeht, ist wichtig, ob die Pa-

tientenverfügung der Schriftform bedarf 

oder auch mündlich abgegeben werden 

kann. Für die Schriftform spricht deren 

Warn- und Sicherungsfunktion. Erklärun-

gen, die weitreichende Wirkungen haben 

und gegebenenfalls nicht mehr rücknehm-

bar sind, sollen nicht leichthin, ohne genaue 

Überlegung und evtl. Beratung getroffen 

werden. Ebendies ist der Grund für das Er-

fordernis notarieller Beurkundung bei 

Grundstücksverträgen. Sind Patientenverfü-

gungen nicht mindestens gleich bedeutsam, 

so dass nicht nur Schriftform, sondern auch 

eine Beratung, die beglaubigt wird, ange-

zeigt ist? 

b) Der Gesetzentwurf der Bundesregierung, 

der in der letzten Legislaturperiode im Bun-

destag eingebracht wurde,xvi sprach sich für 

eine generelle Zulässigkeit der Patienten-

verfügung aus, stellte keine Aktualitätsbe-

grenzung auf und schrieb auch keine Form-

pflicht vor. Auch eine mündliche Äußerung 

gegenüber einem Bekannten, zehn Jahre 

zurückliegend, konnte danach als wirksame 

Patientenverfügung geltend gemacht wer-

den. Dieser Gesetzesentwurf barg große Ri-

siken im Hinblick auf die Vergewisserung 

über den wirklichen und verantworteten 

Willen des Patienten in sich. 

Er war getragen von einer Philosophie um-

fassender Selbstbestimmung und Selbstver-

fügung über Krankheitsbehandlung und 

womöglich auch das Leben selbst. Mit dem 

Ende der Legislaturperiode ist er gegens-

tandslos geworden. 

3. Sterbehilfe 

Das Thema Sterbehilfe ist durch ein Span-

nungsverhältnis zwischen verschiedenen 

ethischen und rechtlichen Prinzipien ge-

kennzeichnet. Auf der einen Seite steht der 

Lebensschutz als Ausfluss des Lebensrechts, 

auf der anderen Seite die Selbstbestimmung 

als Ausfluss der Menschenwürde. Hinzu 

kommt der Grundsatz der Nichtverfügbar-

keit des Lebens. Lässt sich, und wie weit 

lässt sich diese Spannung auflösen, lassen 

sich tragfähige allgemeine Antworten fin-

den? 

Bei der Sterbehilfe wird unterschieden zwi-

schen passiver und aktiver Sterbehilfe. Die-

se Unterscheidung ist typischerweise in sich 

klar, sie stellt ab auf das Ingangsetzen des 

den Tod bewirkenden Kausalverlaufs: Ge-

schieht diese Ingangsetzung durch den 

Sterbenden bzw. sich Tötenden selbst, oder 

geschieht sie von außen, durch einen Drit-

ten. An den Grenzen ist diese Unterschei-

dung freilich fließend. Denken wir an einen 

schwer leidenden Kranken, der Tod bewir-

kende Tabletten erbittet. Werden sie ihm 

nur hingestellt und nimmt er sie selbst zu 

sich, ist der Sachverhalt klar. Wie aber, 

wenn er mit Armen und Händen bewe-

gungsunfähig ist, die Tabletten also nur zu 

sich nehmen kann, indem sie ihm zugeführt 

werden? 

Schlägt dann eine passive in eine aktive  

Sterbehilfe um? Ich erwähne dieses Bei-

spiel, um vor schnellfertigen Antworten und 

Schlussfolgerungen zu warnen. 

a) Passive Sterbehilfe 

Passive Sterbehilfe ist mehr als das Ge-

schehenlassen des natürlichen Sterbepro-

zesses ohne medizinischen Eingriff. Sterben 

lassen ist noch keine Sterbehilfe. Auch der 

Respekt vor dem Nichtbehandlungswillen 

des Patienten, selbst wenn die Nichtbehand-

lung absehbar zum Tode führt, ist keine 

Sterbehilfe. Im Kern stellt sich passive Ster-

behilfe als (medizinische) Assistenz zur 
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Selbsttötung dar. Die Tatentscheidung, das 

Ingangsetzen des Tötungsverlaufs liegt 

beim Patienten. Aber die Mittel und Wege 

werden durch Assistenz bereitgestellt. 

Rechtlich gesehen handelt es sich nicht um 

eine Tötung auf Verlangen gemäß § 216 

StGB, sondern um eine Beihilfe zum Suizid. 

Der Suizid ist in Deutschland nicht strafbar, 

daher auch die Beihilfe zum Suizid nicht, 

weil Beihilfe als Straftatbestand immer eine 

strafbare Haupttat voraussetzt. 

Gleichwohl bleiben Probleme. Diese liegen 

einmal in der Unterscheidung von rechtli-

cher und ethischer Beurteilung. Was recht-

lich nicht strafbar ist, kann gleichwohl 

ethisch problematisch oder verwerflich sein. 

Die Grundsätze der Bundesärztekammer zur 

Sterbebegleitung, formuliert im Jahre 2004, 

gehen davon aus, dass die Beihilfe zur 

Selbsttötung dem ärztlichen Ethos wider-

spreche.xvii Ferner entsteht eine schwierige 

Situation für Personen mit einer Garanten-

stellung (Arzt, Ehegatte, Betreuer). Für sie 

besteht eine Vergewisserungspflicht über 

die Freiverantwortlichkeit des Suizident-

schlusses, denn andernfalls, etwa bei einer 

psychischen Ausnahmesituation, welche 

Freiverantwortlichkeit gravierend beein-

trächtigt oder ausschließt, sind sie weiterhin 

zum Lebensschutz verpflichtet.xviii Außerdem 

kann eine nachträgliche Rettungspflicht be-

stehen, wenn der Suizidvorgang zur Be-

wusstlosigkeit und Hilflosigkeit geführt hat, 

der Tod indes noch nicht eingetreten ist. 

Gehört zu dieser Rettungspflicht auch eine 

Reanimationspflicht? xix

Die schweizerische Organisation Dignitas 

agiert im Rahmen nur passiver Sterbehilfe. 

Ihre Tätigkeit ist mithin nicht strafbar. Will 

man ihre Aktivität unterbinden, müsste ein 

eigener Straftatbestand geschaffen werden, 

der etwa auf eigennützige gewerbsmäßige 

Motive abstellt. Ist das sinnvoll?xx

b) Aktive Sterbehilfe 

Aktive Sterbehilfe liegt dann vor, wenn der 

kausale Tötungsverlauf durch einen Dritten, 

in der Regel einen Arzt oder Helfer, in Gang 

gesetzt wird. Es handelt sich um (medizi-

nisch) assistierte Tötung auf Verlangen. Sie 

ist in Deutschland strafbar, in den Nieder-

landen und Belgien grundsätzlich zugelas-

sen bei Beachtung von Bedingungen medi-

zinischer und prozeduraler Art,xxi Großbri-

tannien ist auf dem Weg dazu, sie begrenzt 

zuzulassen. 

Für ein Verbot der aktiven Sterbehilfe spre-

chen prinzipielle und pragmatische Gründe. 

Prinzipielle Gründe ergeben sich bei der 

Nichtanerkennung eines freien Verfügungs-

rechts über das Leben und daraus, dass bei 

aktiver Sterbehilfe ein Verfügungsrecht Drit-

ter (wenn auch unter Kautelen) über das 

Leben anderer anerkannt wird. Das bedeu-

tet einen Dammbruch für den Lebensschutz. 

Dieser tritt auch ein, wenn kein hinreichen-

der Schutz mehr vor situationsbezogenen 

Eilentschlüssen besteht, die ihrer Wirkung 

wegen nicht mehr revidierbar sind. Die 

pragmatischen Gründe ergeben sich aus der 

Problematik der Freiheit der Entscheidung 

des Tötungswilligen. Wie viele die Freiheit 

der Entscheidung beeinträchtigende, im 

Grenzfall auch ausschließende Faktoren 

können hier wirksam werden: Einflüsse des 

gesellschaftlichen Umfeldes (Wer will den 

ewig leben?), Druck der Angehörigen, ge-

sellschaftliche Erwartungen im Hinblick auf 

Pflegelast und Kostenexplosion, der Drang, 

anderen nicht weiter zur Last fallen zu wol-

len.xxii 

Insbesondere bestehen Gefahren, wenn es 

um Rückschlüsse auf einen "mutmaßlichen 

Willen" geht. Auch findet eine weit reichen-

de Veränderung des Arztberufs statt, durch 

die mögliche Täterschaft und auch durch die 

Beteiligung der Ärzte bei prozeduralen Lö-

sungen (mehrfache ärztliche Gutachten 

etc.). Der Arzt ist nicht mehr nur Helfer zum 

Leben und Heiler von Krankheiten, er ver-

schafft auch den Zugang zum Tod. 

4. Abschließend noch ein Wort zum ethisch-

moralischen Hintergrund der eben behan-

delten Probleme (1 – 3). Immer ist hier eine 

Grundfrage relevant, nämlich die Reichweite 

der Selbstbestimmung als Ausfluss der 

Würde des Menschen. Ist darin die Selbst-

verfügung über das eigene Leben mit einge-

schlossen: generell – in Ausnahmefällen – 

überhaupt nicht? 
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a) Wichtig für eine Antwort ist, sich den Zu-

sammenhang von Menschenwürde und 

Menschenbild bewusst zu machen. 

Nach dem christlichen Menschenbild besteht 

grundsätzlich kein Verfügungsrecht über 

das eigene Leben. Das Leben ist von Gott 

gegeben, der Mensch ist nach seinem Bild 

und Gleichnis geschaffen, für den Menschen 

selbst ist das Leben daher nicht verfügbar. 

Dies wurde früher ganz strikt vertreten – 

der Selbstmörder durfte nicht in geweihter 

Erde bestattet werden – heute wird bei 

möglichen Grenzfällen eingeräumt, dass ein 

Suizid dann vielleicht nicht zu verurteilen 

ist, aber an dem Prinzip der Nichtverfügung 

über das eigene, von Gott gegebene Leben 

wird festgehalten. 

Daraus ergibt sich als Folgerung, dass je-

denfalls das Sterbenlassen (im Unterschied 

zur Sterbehilfe) eines Todgeweihten möglich 

ist. Das Sterben (und damit der Tod) gehört 

zum Leben. Ein verlängernder Eingriff in 

den Sterbeprozess, wenn dieser im Gange 

ist, ist weder geboten noch angezeigt. Auch 

der Einsatz von Palliativmitteln, wenn diese 

die Nebenwirkung haben, den Sterbepro-

zess zu verkürzen, unterliegt keinen Beden-

ken. Nicht zulässig ist jedoch eine vorzeitige 

Beendigung des Lebens, weil es nicht mehr 

lebenswert sei. Daraus kann ein Problem 

entstehen, wenn die Lebensverlängerung 

durch Maßnahmen der Apparatemedizin zu 

nichts anderem mehr als einem mechani-

schen Fortvegetieren führt. Für solche Fälle 

erscheint ein neues Nachdenken angezeigt, 

ob und wann solche Art der Lebensverlän-

gerung eingestellt werden darf. 

Geht man vom freiheitsbezogenen, zur Au-

tonomie führenden Menschenbild aus, wie 

es insbesondere in der Philosophie Kants 

zum Ausdruck kommt, ergibt sich Folgen-

des. Autonomie meint nicht, wie oftmals 

missgedeutet, einfachhin Beliebigkeit, denn 

sie hat ihre Grundlage im Menschen als 

Zweck an sich selbst. Weil er Zweck an sich 

selbst ist, ist er als Subjekt zur Autonomie 

berufen, d. h. zur Selbstgesetzgebung im 

Sinne einer Aufstellung verallgemeinerungs-

fähiger Maximen und Verhaltensnormen. 

Solche Selbstgesetzgebung findet aber ihre 

Grenze am Widerspruch mit sich selbst. 

Der Mensch als Zweck an sich selbst und 

Subjekt verantwortlichen Handelns setzt die 

Bejahung seiner Subjektstellung und damit 

des eigenen Lebens voraus, denn sein Le-

ben ist die Voraussetzung seiner Selbstbe-

stimmung. Selbstbestimmung meint, aus 

der eigenen Subjektstellung heraus selbst-

bestimmt handeln und verfügen, aber nicht 

über die Subjektstellung selbst, d. h. die 

Selbstbestimmungsfähigkeit zu verfügen. 

Selbsttötung ist daher ein Widerspruch in 

sich, zerstört die Existenz des Menschen als 

sittliches Subjekt und damit die eigene 

Würde.xxiii Auch dieses Menschenbild trägt 

somit keine freie Verfügbarkeit über das Le-

ben, wohl aber rechtfertigt es aus der An-

nahme der Endlichkeit des Lebens ein Ge-

schehenlassen des Sterbens statt möglichs-

ter Hinauszögerung des Sterbeprozesses; 

und ebenso trägt es die Vermeidung nur 

vegetativer Fortexistenz als eines sinnlosen 

Lebens. 

b) Wie kann und soll sich die säkulare 

Rechtsordnung angesichts dieses Befundes 

verhalten? Das christliche Menschenbild ist 

nicht mehr allgemein anerkannt und be-

stimmend. Das freiheitsbezogene Men-

schenbild ist dabei, sich von seinen Voraus-

setzungen, wie ich sie eben dargelegt habe, 

zu lösen. Dominant wird demgegenüber in 

unserer Gesellschaft ein individualistisches 

Menschenbild,xxiv für das die freie, verstan-

den im Sinne beliebiger Selbstbestimmung 

vorrangig wird; sie tritt an die Stelle der 

Annahme der Kreatürlichkeit des Menschen. 

In diesem Sinne gewinnt Selbstbestimmung 

eine universale Reichweite und inhaltliche 

Beliebigkeit; nur Rechte anderer oder be-

sondere Verantwortlichkeiten, die man ein-

gegangen ist, können entgegenstehen. 

So wird die Aufrechterhaltung bisher aner-

kannter, sozusagen selbstverständlicher 

Grenzen der Selbstverfügung abhängig von 

der bewusstseinsbildenden Rolle und Kraft 

der Christen und eines fundierten Huma-

nismus. Nimmt diese ab und fehlt es am 

Eintreten für das christliche oder freiheits-

bezogene humanistische Menschenbild, 

werden bisherige Selbstverständlichkeiten 

im Zusammenleben in der Gesellschaft nach 

und nach zu Hohlformen und leerlaufend. Es 

liegt an uns, dem entgegenzutreten. 
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Anmerkungen  

i Einschlägig sind vor allem die Beratungen 

im Ausschuss für Grundsatzfragen, vgl. Der 

Parlamentarische Rat 1948–1949. Akten 

und Protokolle, Bd. 5,1 u. 2, bearb. von 

Eberhard Pickart und Wolfram Werner, Bop-

pard 1993, und zwar 3. Sitzung vom 

21.9.48; 4. Sitzung vom 23.9.48; 22. Sit-

zung vom 8.11.48; 23. Sitzung vom 

19.11.48; 32. Sitzung vom 11.1.49. 

ii Dort hieß es: "Da die Anerkennung der al-

len Mitgliedern der menschlichen Familie 

innewohnenden Würde und ihrer gleichen 

unveräußerlichen Rechte die Grundlage der 

Freiheit, der Gerechtigkeit und des Friedens 

in der Welt bildet ... die Verkennung und 

Mißachtung der Menschenrechte zu Akten 

der Barbarei führen ..."  

iii So äußerte sich etwa der Abgeordnete Dr. 

Carlo Schmid (SPD) zu Art. 1 folgenderma-

ßen: "Er stellt gewissermaßen die General-

klausel für den ganzen Grundrechtskatalog 

auf. In seiner systematischen Bedeutung ist 

er der eigentliche Schlüssel für das Ganze." 

Der Parlamentarische Rat (wie FN 1), S. 82. 

iv Siehe dazu insbes. die 22. und 23. Sitzung 

des Ausschusses für Grundsatzfragen des 

Parlamentarischen Rates am 18. und 

19.11.48, in: Der Parlamentarische Rat (wie 

FN 1), Bd. 5,2, S. 585f., 590, 598, 608f. 

v Immanuel Kant, Metaphysik der Sitten, 

Tugendlehre, § 38; ders., Grundlegung zur 

Metaphysik der Sitten, Ausg. Vorländer, 

Hamburg 1947, S. 52, 60f. vi BVerfGE 88, 

203 (252). 

vii Statt anderer Horst Dreier, in: Dreier 

(Hg.), Grundgesetz. Kommentar, 2. Aufl. 

2004, Art. 1 Abs. 1 Rdn.132–134, m. w. 

Nachw. 

viii Hubert Markl, Freiheit, Verantwortung, 

Menschenwürde, in: Christian Geyer (Hg.), 

Biopolitik, Frankfurt/M. 2001, S. 180–183. 

ix Jutta Limbach, Mensch ohne Makel, in: 

FAZ Nr. 47 v. 25.2.2002, S. 51.  

x So auch die überwiegende Auffassung in 

der verfassungsrechtlichen Literatur, vgl. 

etwa Günter Dürig, in: Maunz/Dürig, Grund-

gesetz, Art. 1 Abs. 1 (Erstbearb.), Rdn. 24; 

Wolfram Höfling, in: Sachs (Hg.), Grundge-

setz. Kommentar, 2. Aufl., Art. 1, Rdn. 46 

u. 47; Christian Starck, in: v. Man-

goldt/Klein/Starck, Grundgesetz, Bd. 1, 4. 

Aufl., Art. 1 Abs. 1, Rdn. 18; Adolf Laufs, 

Fortpflanzungsmedizin und Menschenwürde: 

NJW 2000, S. 2716ff. Anderer Ansicht Horst 

Dreier, in: Dreier (Hg.), Grundgesetz. 

Kommentar, 1. Aufl. 1996, Art. 1 Abs. 1, 

Rdn. 47, 50 (zurückhaltender, aber im Er-

gebnis wohl gleich, 2. Aufl. 2004, Rdn. 66); 

Hasso Hofmann, Die versprochene Men-

schenwürde, in: AöR 118 (1993), S. 361f.; 

375f.; Adalbert Podlech, in: Alternativkom-

mentar zum Grundgesetz, Art. 1 Abs. 1, 

Rdn. 51f. 

xi Siehe etwa Josef Wisser, Einzigartig und 

Komplett, in: Christian Geyer (Hg.), Biopoli-

tik, Frankfurt/M. 2001, S. 221. 

xii Eingehend hierzu Barbara Böckenförde-

Wunderlich, Präimplantationsdiagnostik als 

Rechtsproblem. Tübingen 2002. 

xiii Ebenso Christian Starck (wie FN 10), Art. 

2, Rdn. 176; Dietrich Murswiek, in: Sachs 

(Hg.), Grundgesetz. Kommentar, Art. 2, 

Rdn. 145; Helmut Schulze-Fielitz, in: Dreier 

(Hg.), Grundgesetz. Kommentar, Art. 2 Abs. 

2, Rdn. 24; Klaus Stern, Das Staatsrecht 

der Bundesrepublik Deutschland, Bd. III, 1, 

München 1988, S. 106ff. 

xiv Guter Aufriss der Problematik, auch zur 

Sterbehilfe, bei Thomas Klie/Johann Chris-

toph Student, Sterben in Würde. Auswege 

aus dem Dilemma Sterbehilfe, Freiburg u.a. 

2007; ferner: Wann dürfen Menschen ster-

ben? Ein Gespräch mit dem Münchner Palli-

ativmediziner Gian Domenico Borasio, in: 

FAZ Nr. 16 v. 19.1.2007, S. 43. 

xv Aus der immer zahlreicher werdenden Li-

teratur sei verwiesen auf die Erklärung "Zur 

rechtlichen Verbindlichkeit von Patienten-

verfügungen" des Zentralkomitees der deut-

schen Katholiken vom 30.6.2006 und: 
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Patientenverfügungen – ein notwendiges 

und wirksames Instrument zur Stärkung der 

Patientenautonomie? IMEW Konkret 6, Ber-

lin 2005. 

xvii Grundsätze der Bundesärztekammer zur 

Sterbebegleitung vom 7.5.2004, in: Deut-

sches Ärzteblatt 2004, A 1298. 

xviii Zu den hier bestehenden Problemen und 

der einschlägigen Rechtsprechung siehe 

jüngst Hans-Ludwig Schreiber, Strafbarkeit 

des assistierten Suizids?, in: Festschrift für 

Günter Jakobs zum 70. Geburtstag, Berlin 

2007, S. 615–625. 

xix Siehe Hans-Ludwig Schreiber (FN 18), S. 

619f. 

xx Abwägende Überlegungen hierzu bei 

Hans-Ludwig Schreiber (wie FN 18), S. 

624f. 

xxi Zur rechtlichen Lage, der praktischen 

Handhabung und der Bewusstseinslage in 

den Niederlanden siehe M. Düwell/Elisabeth 

Felkema, Über die niederländische Euthana-

siepolitik und -praxis, Berlin IMEW, Experti-

se 5. 

xxii Die Probleme und Schwierigkeiten hin-

sichtlich der Freiverantwortlichkeit des Ent-

schlusses, die bereits bei der passiven Ster-

behilfe bestehen, treten hier in verstärktem 

Maß hervor. 

xxiii Vgl. hierzu auch Franz Kamphaus, Es ist 

nicht leicht, Gott zu sein, in: ders., Um Got-

tes willen – Leben. Einsprüche, Freiburg 

2004, S. 60–61. 

xxiv E.-W. Böckenförde, Vom Wandel des 

Menschenbildes im Recht, Münster, 2001, S. 

25–36. 
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